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Beschlussempfehlung und Bericht
des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
— Drucksache 19/25795 —

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur
Abgabenordnung — Verlangerung der Steuererklarungsfrist in beratenen Fallen
und der zinsfreien Karenzzeit fur den Veranlagungszeitraum 2019

A. Problem

Eine sachgerechte und gleichmaRige Beratung durch Angehdrige der steuerbera-
tenden Berufe setzt u. a. voraus, dass ihnen hierfiir ausreichend Zeit zur Verfi-
gung steht. Die Corona-Pandemie stellt sie gegenwartig aber in besonderer Weise
vor zusétzliche Anforderungen. Die Einhaltung der gesetzlichen Steuererkla-
rungsfrist fur den Besteuerungszeitraum 2019 ist in diesen Féllen vielfach nicht
mehr gewahrleistet. Flr Steuer- und Feststellungserklarungen, die durch Angeho-
rige der steuerberatenden Berufe erstellt werden, ist in dieser aul3ergewdhnlichen
Situation antragslos eine langere Bearbeitungszeit ohne Verspatungsfolgen in Ge-
stalt von Verspatungszuschldgen und Zinsen einzuraumen.

B. Lésung

Die reguldr mit Ablauf des Monats Februar 2021 endende Steuererklarungsfrist
nach § 149 Absatz 3 der Abgabenordnung (AO) flir den Besteuerungszeitraum
2019 wird um sechs Monate verléngert, soweit im Einzelfall nicht eine Anord-
nung nach § 149 Absatz 4 AO ergangen ist. Gleichzeitig wird die — regular 15-
monatige — zinsfreie Karenzzeit des § 233a Absatz 2 Satz 1 AO fiir den Besteue-
rungszeitraum 2019 um sechs Monate verléngert.

AuBerdem empfiehlt der Finanzausschuss folgende Anderungen am Gesetzent-
wurf:

- Fiinfmonatige Verlangerung der Erklarungsfrist und der Karenzzeit bei Land-
und Forstwirten.

- Einfligung eines neuen Artikel 1 mit Anderungen des COVID-19-Insolvenzaus-
setzungsgesetzes (COVINSAG): Verlangerung der Aussetzung der Insolvenzan-
tragspflicht und Verlangerung des Anfechtungsschutzes fiir pandemiebedingte
Stundungen.



Drucksache 19/26245 -2- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimment-
haltung der Fraktionen AfD, FDP und DIE LINKE.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfulllungsaufwand

EinschlieRlich der Auswirkungen auf die Zinsen nach § 233a AO kénnen sich im
Saldo sowohl Steuermehr- als auch Steuermindereinnahmen ergeben, deren Um-
fang nicht erheblich sein durfte. Aufgrund des hohen Erkl&rungsaufkommens im
Monat August 2021 konnte es zu einer teilweisen Verschiebung des Kassenauf-
kommens vom Jahr 2021 in das Jahr 2022 kommen.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Birger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Keiner.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten
Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Kosten fiir die voriibergehende Anpassung der IT-Programme der Finanzver-
waltung betragen nach vorsichtiger Schatzung rund 123.000 Euro.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine
direkten sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/25795 in der aus der nachstehenden Zu-
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 27. Januar 2021

Der Finanzausschuss

Katja Hessel
Vorsitzende

Sebastian Brehm Michael Schrodi
Berichterstatter Berichterstatter
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Zusammenstellung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung — Verlangerung
der Steuererklarungsfrist in beratenen Fallen und der zinsfreien Karenzzeit fir den Veranlagungszeit-
raum 2019

— Drucksachen 19/25795 —

mit den Beschlissen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf Beschliisse des 7. Ausschusses

Gesetzentwurf der Fraktionen der|Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und der SPD CDU/CSU und der SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Ande- Entwurf eines Gesetzes zur Verlan-
rung des Einfihrungsgesetzes zur gerung der Aussetzung der Insol-
Abgabenordnung — Verlangerung der | venzantragspflicht und des Anfech-

Steuererklarungsfrist in beratenen |tungsschutzes fiur pandemiebedingte
Fallen und der zinsfreien Karenzzeit | Stundungen sowie zur Verlangerung
fir den Veranlagungszeitraum 2019 | der Steuererklarungsfrist in berate-
nen Fallen und der zinsfreien Ka-

renzzeit fur den Veranlagungszeit-

raum 2019
Vom ... Vom ...
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen: desrates das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Anderung des COVID-19-Insolvenzausset-
zungsgesetzes

Das COVID-19-Insolvenzaussetzungsge-
setz vom 27. Méarz 2020 (BGBI. 1 S. 569), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2020 (BGBI. | S. 3256) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. In§ 1 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,,31.
Januar 2021 durch die Angabe ,,30. April
2021* und die Angabe ,,31. Dezember
2020“ durch die Angabe ,,28. Februar
2021 ersetzt.

2. §2wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Nummer 4 Satz 2 wird wie folgt
geandert:
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aaa) In Buchstabe d wird das
Wort ,,und“ durch ein
Semikolon ersetzt.

bbb) Buchstabe e wird aufge-
hoben.

bb) Folgende Nummer 5 wird ange-
fagt:

»D. gelten die bis zum 31. Mérz
2022 erfolgten Zahlungen
auf Forderungen aufgrund
von bis zum 28. Februar
2021 gewahrten Stundun-
gen als nicht glaubigerbe-
nachteiligend, sofern Uber
das Vermdgen des Schuld-
ners ein Insolvenzverfahren
bis zum Ablauf des ... [ein-
setzen: Datum des Tages
vor dem Tag des Inkrafttre-
tens nach Artikel 3 Ab-
satz 1 dieses Gesetzes] noch
nicht er6ffnet worden ist.*

b)

In Absatz 2 werden die Worter ,,Ab-
satz 1 Nummer 2, 3 und 4“ durch die
Worter ,,Absatz1 Nummer 2 bis 5*
ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

,»(5) Istdie Pflicht zur Stellung ei-
nes Insolvenzantrags nach 81 Ab-
satz 3 ausgesetzt, gelten die Abséatze 1
bis 3 entsprechend, jedoch Absatz 1
Nummer 1 nur mit der Mal3gabe, dass
an die Stelle der darin genannten Vor-
schriften § 15b Absatz 1 bis 3 der In-
solvenzordnung tritt.*

Artikel 1

Artikel 2

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Ab-

gabenordnung




Drucksache 19/26245

Entwurf

Beschlisse des 7. Ausschusses

Dem Artikel 97 des Einfihrungsgesetzes zur
Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976
(BGBI. I S. 3341; 1977 1 S. 667), das zuletzt durch
Artikel 29 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020
(BGBI. I S. 3096) geandert worden ist, wird fol-
gender § 36 angeflgt:

Dem Artikel 97 des Einfuhrungsgesetzes zur
Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976
(BGBI. I S. 3341; 1977 | S. 667), das zuletzt durch
Avrtikel 29 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020
(BGBI. I S. 3096) geédndert worden ist, wird fol-
gender § 36 angefligt:

»8 36 ,»8 36
Sonderregelungen auf Grund der Corona-Pande- | Sonderregelungen auf Grund der Corona-Pande-
mie mie

(1) §149 Absatz 3 der Abgabenordnung in
der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkiindung
des vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung ist
fiir den Besteuerungszeitraum 2019 mit der Mal3-
gabe anzuwenden, dass an die Stelle des letzten
Tags des Monats Februar 2021 der 31. August
2021 tritt; 8 149 Absatz 4 der Abgabenordnung
bleibt unberihrt.

(1) §149 Absatz 3 der Abgabenordnung in
der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkiindung des
vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung ist fur
den Besteuerungszeitraum 2019 mit der Mal3gabe
anzuwenden, dass an die Stelle des letzten Tages
des Monats Februar 2021 der 31. August 2021 und
an die Stelle des 31. Juli 2021 der 31. Dezember
2021 tritt; 8 149 Absatz 4 der Abgabenordnung
bleibt unberthrt.

(2) Abweichend von § 233a Absatz 2 Satz 1
der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag
nach der Verkiindung des vorliegenden Gesetzes]
geltenden Fassung beginnt der Zinslauf fiir den Be-
steuerungszeitraum 2019 am 1. Oktober 2021.“

(2) Abweichend von § 233a Absatz 2 Satz 1
der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag
nach der Verkiindung des vorliegenden Gesetzes]
geltenden Fassung beginnt der Zinslauf fiir den Be-
steuerungszeitraum 2019 am 1. Oktober 2021. In
den Fallen des § 233a Absatz 2 Satz 2 der Abga-
benordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach
der Verkindung des vorliegenden Gesetzes]
geltenden Fassung beginnt der Zinslauf fir den
Besteuerungszeitraum 2019 am 1. Mai 2022.

Artikel 2

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kiindung in Kraft.

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der
Absatze 2 und 3 am Tag nach der Verkiindung in
Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 1 tritt mit Wirkung
vom 1. Februar 2021 in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c tritt
mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode
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Bericht der Abgeordneten Sebastian Brehm und Michael Schrodi

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/25795 in seiner 204. Sitzung am 14. Januar
2021 dem Finanzausschuss zur federfiihrenden Beratung sowie dem Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz,
dem Haushaltsausschuss, dem Ausschuss fir Wirtschaft und Energie und dem Ausschuss fir Ernédhrung und
Landwirtschaft zur Mitberatung Gberwiesen.

Il.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Die regulér mit Ablauf des Monats Februar 2021 endende Steuererklarungsfrist nach § 149 Absatz 3 der Abga-
benordnung (AO) fur den Besteuerungszeitraum 2019 wird um sechs Monate verléngert, soweit im Einzelfall
nicht eine Anordnung nach § 149 Absatz 4 AO ergangen ist. Gleichzeitig wird die — regulér 15-monatige — zins-
freie Karenzzeit des § 233a Absatz 2 Satz 1 AO fiir den Besteuerungszeitraum 2019 um sechs Monate verlangert.
Dies betrifft gleichermafRen Erstattungs- wie Nachzahlungszinsen.

Die von den Koalitionsfraktionen eingebrachten Anderungsantrage sehen folgende Ergénzungen des Gesetzent-
wurfs vor:

- Die im Gesetzentwurf vorgesehene Verlangerung der Steuererklarungsfrist in beratenen Fallen (vgl. § 149 Ab-
satz 3 AO) bis zum 31. August 2021 wird im Grundsatz auch auf beratene Land- und Forstwirte erstreckt, die
ihren Gewinn nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln (8 149 Absatz 2 Satz 2 AO).
In diesen Fallen wird die Erklarungsfrist allerdings nur um finf Monate verlangert. Auf Grund der funfmonati-
gen Verlangerung der Erklarungsfrist wird auch die 23-monatige zinsfreie Karenzzeit des § 233a Absatz 2
Satz 2 AO fiir den Besteuerungszeitraum 2019 um funf Monate verlangert. Dies betrifft gleichermaRen Er-
stattungs- wie Nachzahlungszinsen.

AuBRerdem sind im neuen Artikel 1 Anderungen am COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG)
vorgesehen:

- Die Insolvenzantragspflicht soll bis zum 30. April 2021 fur Unternehmen ausgesetzt werden, die staatliche
Hilfeleistungen aus den zur Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie aufgelegten
Hilfsprogrammen erwarten kdnnen. Voraussetzung ist grundséatzlich, dass die Antrage im Zeitraum vom 1.
November 2020 bis zum 28. Februar 2021 gestellt sind. Soweit in diesem Zeitraum aus rechtlichen, insbe-
sondere beihilferechtlichen oder tatséchlichen, insbesondere IT-technischen Griinden noch keine Antrage
gestellt werden konnten, soll die Insolvenzantragspflicht auch fir Unternehmen ausgesetzt werden, welche
nach den Bedingungen des Programms in den Kreis der Antragsberechtigten fallen. Ausgenommen bleiben
dem Zweck der Regelung entsprechend solche Félle, in denen offensichtlich keine Aussicht auf die Gewah-
rung der Hilfe besteht oder in denen die Auszahlung nichts an der Insolvenzreife andern konnte.

- Verlangerung des Anfechtungsschutzes fiir pandemiebedingte Stundungen: Nach § 2 Absatz 1 Nummer 5
COVInsAG gelten die bis zum 31. Mérz 2022 geleisteten Zahlungen auf Forderungen aufgrund von Stun-
dungen, die bis zum 28. Februar 2021 gewéhrt worden sind, als nicht gldubigerbenachteiligend, soweit ge-
genuber dem Schuldner ein Insolvenzverfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Regelung noch nicht
eroffnet worden ist. Mit einer Stundung geht regelméRig auch eine ratierliche Zahlungsvereinbarung einher,
die Uber einen langeren Zeitraum gewéhrt wird und ebenfalls von der Regelung umfasst wird.
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ll. Offentliche Anhérung

Der Finanzausschuss hat in seiner 113. Sitzung am 25. Januar 2021 eine 6ffentliche Anhorung zu dem Gesetzent-
wurf auf Drucksache 19/2795 und den Anderungsantragen der Koalitionsfraktionen durchgefiihrt. Folgende Ein-
zelsachverstandige, Verbande und Institutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme:

Geiger, Klaus, Rechtsanwalte Schmitt, Haentjes & Geiger
Gravenbrucher Kreis e.V.

Haarmeyer, Prof. Dr. Hans

IG Metall

Spitzenverband Bund der Krankenkassen

Tresselt, Dr. Matthias, Gleiss Lutz Rechtsanwélte

N o g s~ 0 Dnh e

Urlaub, Dr. Jasmin, Menold Bezler Rechtsanwalte Partnerschaft mbB
8.  Verband Insolvenzverwalter Deutschlands e.V. (VID)

Das Ergebnis der offentlichen Anhdrung ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Das Protokoll einschlief-
lich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen ist der Offentlichkeit zugénglich.

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf in seiner 129. Sitzung am 27. Januar
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP und DIE LINKE. Annahme.

Der Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der
Fraktion DIE LINKE. Annahme des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschuss-
drucksache 19(7)790.

Der Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
AfD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme des An-
derungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(7)791_neu.

Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 87. Sitzung am 27. Januar 2021 beraten und empfiehlt
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. Zustimmung zu dem Gesetzentwurf in der
durch Ausschussdrucksache 19(8)8390(neu) geénderten Fassung.

Der Ausschuss fur Wirtschaft und Energie hat den Gesetzentwurf in seiner 103. Sitzung am 27. Januar 2021
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei
Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP und DIE LINKE. Annahme.

Der Ausschuss fir Wirtschaft und Energie empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD
und DIE LINKE. Annahme des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdruck-
sache 19(7)790.

Der Ausschuss fir Wirtschaft und Energie empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD,
FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme des Anderungs-
antrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(7)791_neu.
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Der Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf in seiner 70. Sitzung am 27. Januar
2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und DIE LINKE. Annahme.

Der Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der AfD und FDP bei Stimmenthaltung der
Fraktion DIE LINKE. Annahme des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschuss-
drucksache 19(7)790.

Der Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD,
AfD, FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. Annahme des An-
derungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(7)791_neu.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/25795 in seiner 112. Sitzung am 13. Januar 2021
erstmalig beraten und anschliefend im Umlaufverfahren nach § 126a Absatz 3i. V. m. 8 72 GO-BT einvernehm-
lich die Durchfiihrung einer 6ffentlichen Anhorung zum Gesetzentwurf und den Anderungsantrigen der Koaliti-
onsfraktionen beschlossen. Nach Durchfiihrung der Anhérung am 25. Januar 2021 hat der Finanzausschuss die
Beratung des Gesetzentwurfs in seiner 114. Sitzung am 27. Januar 2021 abgeschlossen.

Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, FDP und DIE LINKE. Annahme des Gesetzentwurfs auf Druck-
sache 19/25795 in geénderter Fassung.

Die Fraktionen warteten mit der abschlieBenden Beratung auf Bitte der Fraktion der AfD zunéchst auf das Vor-
liegen des Mitberatungsvotums des Ausschusses fiir Recht und Verbraucherschutz.

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD bezeichneten den Gesetzentwurf und die von den Koaliti-
onsfraktionen eingebrachten Anderungsantrége als notwendig. Die Verlangerung der Abgabefristen fiir die steu-
erberatenden Berufe sei absolut erforderlich. Die umfangreiche Beantragung von Hilfen aus den unterschiedlichen
HilfsmaRnahmen binde derzeit enorme Kapazitéten.

Fur die Steuerklarungen fir das Veranlagungsjahr 2020 miisse man in einem weiteren Verfahren ebenfalls eine
angemessene Losung finden. Wenn bis zum 31. August 2021 die Steuererklarungen fur das Jahr 2019 eingereicht
wirden, sei der Zeitraum bis Ende Februar 2022 fiir die Steuererklarungen 2020 zu knapp bemessen. Man kénne
nicht die Arbeit eines ganzen Jahres in einem halben Jahr erledigen. Dies gelte insbesondere, da es begrenzte
Kapazitaten auf dem Arbeitsmarkt der steuerberatenden Berufe gebe. Anderungsantrag 2 der Koalitionsfraktionen
erweitere die vorgesehene Regelung sinnvollerweise um eine funfmonatige Verlangerung der Erklarungsfrist bei
Land- und Forstwirten. Wichtig sei insbesondere, dass mit der Verlangerung der Abgabefristen auch jeweils die
zinsfreien Karenzzeiten angepasst wiirden.

Zu den vorgesehenen Anderungen am COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) in Anderungsantrag
1 der Koalitionsfraktionen: Man misse dabei deutlich darauf hinweisen, dass das Insolvenzrecht nicht génzlich
ausgesetzt werde. Dieser Eindruck diirfe in der Offentlichkeit nicht entstehen. Die vorgesehene Regelung adres-
siere spezifisch nur diejenigen Félle, in denen Zahlungsunfahigkeit drohe, weil zu erwartende Unterstiitzungsleis-
tungen noch nicht beim jeweiligen Unternehmen angekommen seien. Nur in diesen Féllen werde die Insolvenzan-
tragspflicht ausgesetzt. Weil die Bescheide und die Auszahlung der Novemberhilfe, der Dezemberhilfe und der
Uberbriickungshilfe 111 eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen wiirden, seien diese Fille fir viele Unternehmen
praktisch relevant. Gleichzeitig sei es folgerichtig, eine Verlangerung des Anfechtungsschutzes fir pandemiebe-
dingte Stundungen vorzunehmen. Dadurch werde vermieden, dass derjenige, der wegen COVID 19 groRziigig
eine Stundung gewdhre, dadurch im Insolvenzfall einen Nachteil erleide und einer Anfechtung ausgesetzt sei. Die
vorgesehenen Anderungen am COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) seien sinnvoll und wirt-
schaftlich geboten.

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD unterstrichen, die Mitglieder des Finanzausschusses miissten
die vorgesehenen Regelungen prazise kommunizieren. Wie in allen Feldern mussten die Corona-MaRRnahmen
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sorgféltig erldutert werden. Es bestehe ein hoher Bedarf bei der Bevdlkerung und den Unternehmen, unterstiit-
zende Erlauterungen zu erhalten.

Zwischen den verschiedenen MaRnahmen des vorliegenden Gesetzgebungsverfahrens gebe es einen engen Sach-
zusammenhang. S&mtliche enthaltenen MalRnahmen triigen zur Krisenbewéltigung bei. Es gebe eine Flut an An-
tragen fir die verschiedenen Corona-Hilfsmalinahmen. Zu deren Bewéltigung wirden die Steuererklarungsfrist
und die zinsfreie Karenzzeit verlangert. Diese MaRnahmen wiirden auch auf den Bereich der Land- und Forstwirte
Ubertragen. Der vorliegende Gesetzentwurf verschaffe den steuerberatenden Berufen die notwendige Luft. Den-
noch wiirden sich aufgrund der Anzahl der Falle die Auszahlungen der Hilfen teilweise verzdgern. Die Koaliti-
onsfraktionen von CDU/CSU und SPD wollten verhindern, dass trotz der auf den Weg gebrachten Unterstit-
zungsmalnahmen Unternehmen aufgrund verzégerter Auszahlungen in die Insolvenz gehen miissten, obwohl sie
bisher gut durch die Krise gekommen seien und auch eine Geschéftsperspektive fir die Zeit nach dem Ende der
Krise hatten. Daher seien die in Anderungsantrag 2 der Koalitionsfraktionen vorgesehenen Anderungen am CO-
VInsAG folgerichtig. Fir Unternehmen, die staatliche Hilfeleistungen erwarten konnten, werde die Insolvenzan-
tragspflicht bis zum 30. April 2021 ausgesetzt. Zu diesem Mallnahmenpaket gehére auch die Verbesserung des
Schutzes von Glaubigern, die diesen Unternehmen durch Stundungen entgegenkommen wiirden. Dies gelte fir
private Glaubiger ebenso wie fiir staatliche Glaubiger und die Sozialversicherungstréger. Diese sollten nicht bei
einem spéteren Insolvenzverfahren Anfechtungen ausgesetzt sein, die erhaltenen Nachzahlungen zuriickerstatten
zu mussen. Daher sei die Aufnahme einer Regelung fir einen befristeten Anfechtungsschutz fiir Zahlungen auf
Stundungsvereinbarung folgerichtig. Die MalRnahmen des Gesetzesvorhabens stiinden erkennbar in einem engen
Zusammenhang. Es sei wichtig, sie gemeinsam schnell auf den Weg zu bringen.

Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD betonten, die Aussetzung der gesetzlichen Pflicht zur Stellung
eines Insolvenzantrags solle alle antragsberechtigten Unternehmen erfassen, die entweder bis zum 28. Februar
2021 einen Antrag auf Gewahrung staatlicher Hilfen gestellt hatten, oder denen aus rechtlichen oder tatséchlichen
Griinden eine Antragstellung in diesem Zeitraum nicht moglich gewesen sei. Mit der Antragstellung seien regel-
maRig umfassende VVorbereitungen verbunden, die nicht in wenigen Tagen zu bewéltigen seien. Insofern stelle
eine lediglich kurzfristige Moglichkeit zur Antragstellung einen Fall der tatsdchlichen Unmdglichkeit hinsichtlich
der Beantragung staatlicher Hilfen im Sinne der Regelung dar, sofern das betroffene Unternehmen antragsberech-
tigt gewesen sei. Folglich unterfielen staatliche Hilfen, die vor dem 28. Februar 2021 fiir einen geringeren Zeit-
raum als 14 Tage tatsachlich beantragbar gewesen seien, der Ausnahmeregelung des § 1 Absatz 3 Satz 2 Covin-
SAG.

Die Fraktion der AfD &uRerte zunichst Bedenken, dass der Anderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen der
CDU/CSU und SPD, mit dem das COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) gedndert werde, tatsach-
lich in einem Sachzusammenhang mit dem berwiesenen Gesetzentwurf stehe. Es sei zweifelhaft, ob den Anfor-
derungen von § 62 Abs. 1 Satz 2 der Geschéftsordnung des Deutschen Bundestages Geniige getan werde. Daher
sei es richtig, dass der Finanzausschuss vor seiner abschlieBenden Beratung zumindest die Ergebnisse der Mitbe-
ratung im Ausschuss fir Recht und Verbraucherschutz zur Kenntnis genommen habe.

Die Fraktion der AfD betonte, sie unterstiitze die vorgesehenen Anderungen im Einfilhrungsgesetz zur Abgaben-
ordnung. Diese seien vernunftig. Es sei auch richtig, eine analoge Regelung fiir den Veranlagungszeitraum 2020
anzustreben. Die Einbeziehung der Land- und Forstwirtschaft sei folgerichtig und hétte von vorneherein gesche-
hen sollen.

Trotz des vorliegenden Mitberatungsvotums des Rechtsausschusses sei die Behandlung des Anderungsantrags 1
der Koalitionsfraktionen mit der vorgesehenen Anderung des CovInsAG im Finanzausschuss problematisch. Es
waére professioneller gewesen, diese Anderungen friiher vorzubereiten und in einem eigenstandigen Verfahren
einzubringen.

Inhaltlich gehe es um die Frage, wieweit man die Welle der zu befurchtenden Insolvenzen vor sich herschieben
wolle. Die vorliegende Regelung zur Verlangerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht schaffe fiir die
Geschéftsfiihrungen der erfassten Unternehmen eine gewisse Rechtssicherheit. Dennoch trage sie zur Entstehung
einer sehr uniibersichtlichen Wirtschaftssituation bei, von der zu befiirchten sei, dass sie sich in kompakter Form
mit starken Auswirkungen auf die gesamte Volkswirtschaft entladen werde. Daher lehne die Fraktion der AfD
den vorliegenden Anderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen ab.
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AuRerdem sei es bei der vorgesehenen Regelung zum Anfechtungsschutz unklar, ob der Schutz von Glaubigern
mit Stundungsvereinbarungen héher zu gewichten sei als derjenige aller Glaubiger. Der vorgesehene Anfech-
tungsschutz fiir die spezielle Gruppe der Glaubiger mit Stundungsvereinbarungen l6se die Solidargemeinschaft
aller Glaubiger auf. Dies habe der Sachverstandige Prof. Dr. Fl6ther vom Gravenbrucher Kreis in der Anhérung
eindriicklich dargelegt. Auch aus diesem Grund kénne man dem Anderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen
nicht zustimmen. Insgesamt komme man so zu einer Enthaltung beim geénderten Gesetzentwurf.

Die Fraktion der FDP betonte, der urspriingliche Gesetzentwurf habe ihre Zustimmung gefunden. Sie habe einen
Anderungsantrag eingebracht, der die erforderliche Regelung fiir den Veranlagungszeitraum 2020 mit aufnehme.
Auch die Berucksichtigung der Land- und Forstwirtschaft sei darin vorgesehen. Daher stimme man auch dem
Anderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen zu. AuRerdem habe man in den Anderungsantrag die Frage der Ver-
spatungszuschlége aufgenommen, denn es sei wenig sinnvoll, sich allein auf die Erweiterung der zinsfreien Ka-
renzzeit zu beschranken.

Der Verlangerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht stimme die Fraktion der FDP nicht zu, dies habe
man auch bei der letzten Verlangerung so gehandhabt. Es sei in der Anhdrung deutlich geworden, welche Rechts-
unsicherheiten diese Regelung mit sich bringe. Die bei der Fortfilhrungsprognose ausgeldsten Schwierigkeiten
seien erheblich.

Der EntschlieBungsantrag der Fraktion der FDP adressiere, dass die Unternehmer durch die vorgesehene Erleich-
terung bei der Abgabefrist der Steuererkldarung nicht von der Verpflichtung zur Offenlegung der Jahresabschliisse
innerhalb der Jahresfrist des § 325 Absatz 1a HGB befreit wirden. Um eine wirkliche Entlastung fur die Steuer-
berater zu erreichen, wére an dieser Stelle eine Fristverlangerung das angemessene Mittel.

Insgesamt enthalte sich die Fraktion der FDP bei dem durch die Antrége der Koalitionsfraktionen gednderten
Gesetzentwurdf.

Die Fraktion DIE LINKE. betonte, auch sie hatte dem urspriinglichen Gesetzentwurf zugestimmt. Die durch
Anderungsantrag 1 vorgenommenen Anderungen am CovInsAG sehe man aber kritisch. Die Anhérung habe ei-
nige rechtliche Unklarheiten verdeutlicht. AuRerdem habe die IG Metall darauf hingewiesen, dass die Arbeitneh-
merinteressen nicht ausreichend bertcksichtigt wirden. Daher enthalte man sich insgesamt zum gednderten Ge-
setzentwurf.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN signalisierte Zustimmung zum Gesetzentwurf auch in geénderter
Fassung. Es kdnne nicht sein, dass eigentlich Uberlebensfahige Unternehmen, die einen Anspruch auf Unterstut-
zung hétten, unverschuldet einen Insolvenzantrag stellen missten. Es sei in der Anhérung deutlich geworden,
dass es bei den kurzfristigen Corona-Hilfen zu Verzégerungen komme. Man diirfe die betroffenen Unternehmen
nicht im Regen stehen lassen und dazu zwingen, einen Insolvenzantrag zu stellen. Daher stimme man der Verlén-
gerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht ein letztes Mal zu.

Dem Anderungsantrag der Fraktion der FDP stimmte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN nicht zu. Es gebe
im weiteren Jahresverlauf gentigend Gelegenheiten, eine Regelung fiir den Veranlagungszeitraum 2020 zu finden.
Eine sofortige Regelung dieser Frage sei nicht notwendig. Beim EntschlieBungsantrag der Fraktion der FDP ent-
halte man sich. Der angesprochene Punkt sei grundsatzlich bedenkenswert.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erlauterte, die von den Koalitionsfraktionen vorgesehene Regelung
zur Anderung des CovInsAG kénnte durch die in ihrem Anderungsantrag enthaltenen Regelungsvorschlage ver-
bessert werden. Die bisherige Formulierung erweitere den Kreis der von der Insolvenzantragspflicht ausgenom-
menen Schuldner mit zu weiten Kriterien und misse daher klarer gefasst werden. Um die mit dem Verweis auf
nicht ndher bestimmte rechtliche Hinderungsgriinde verbundene Unsicherheit zu beseitigen, seien diese rechtli-
chen Hinderungsgriinde als Rechtfertigung einer unterbliebenen Antragstellung zu streichen. AuBerdem wolle
man mit einer Klarstellung verdeutlichen, dass nicht auch Hindernisse bei der Antragstellung, die der Schuldner
selbst zu vertreten habe, die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags in Frage stellen wiirden. Dariiber hinaus
verursache die bisher geltende Regelung, dass die Stellung eines Insolvenzantrags notwendig sei, ,,wenn offen-
sichtlich keine Aussicht auf Erlangung der Hilfeleistung bestehe oder die erlangbare Hilfeleistung fiir die Besei-
tigung der Insolvenzreife unzureichend sei*, Rechtsunsicherheit und bediirfe der Konkretisierung. Die Offensicht-
lichkeit stelle dabei einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, die durch das im Insolvenzrecht bereits bestehende
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Kriterium der positiven Fortbestehensprognose ersetzt werden sollte. Auflerdem bemdangle man an der vorgese-
henen Regelung zum Anfechtungsschutz, dass der Steuerfiskus in deutlich groRerem Umfang in der Lage sei,
Forderungen zu stunden als private Glaubiger. Wiirden auch Zahlungen auf gestundete Steuerforderungen von
der Anfechtbarkeit ausgenommen, wirde sich der Steuerfiskus gegeniiber anderen Glaubigern wie Lieferanten
einen Vorteil verschaffen und die Insolvenzmasse zu seinen Gunsten verkleinern. Daher sehe der Anderungsan-
trag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vor, Zahlungen auf gestundete Steuerforderungen der Anfecht-
barkeit zu unterwerfen.

Vom Ausschuss angenommene Anderunqsantréqe

Die vom Ausschuss angenommenen Anderungen am Gesetzentwurf auf Drucksache 19/25795 sind aus der MaR-
gabe in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses ersichtlich. Die Begriindungen der Anderungen finden
sich in diesem Bericht unter ,,B. Besonderer Teil“. Die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD brachten 2
Anderungsantrage ein.

Voten der Fraktionen:

Anderungsantrag 1 der Koalitionsfraktionen (Anderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes: Verlan-
gerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht; Verlangerung des Anfechtungsschutzes fiir pandemiebe-
dingte Stundungen)

Zustimmung:  CDU/CSU, SPD, B90/GR
Ablehnung: FDP
Enthaltung: AfD, DIE LINKE.

Anderungsantrag 2 der Koalitionsfraktionen (Fiinfmonatige Verlidngerung der Erklarungsfrist und der Karenzzeit
bei Land- und Forstwirten)

Zustimmung:  CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, B90/GR
Ablehnung: -
Enthaltung: DIE LINKE.

Vom Ausschuss abgelehnte Anderungsantrige

Die Fraktion der FDP brachte einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf ein.

Anderungsantrag der Fraktion der FDP (Verlangerung der Steuererklarungsfrist)

Anderung
»ZU Artikel 1

Es wird eingefugt:
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a)

b)

c)

d)

In § 36 Absatz 1 wird ,,hinter die Worter ,,an die Stelle des letzten Tags des Monats Februar 2021 der
31. August 2021 tritt* folgender Halbsatz eingefiigt: ,,fir den Besteuerungszeitraum 2020 ist § 149 Abs.
3 der Abgabenordnung mit der MafRgabe anzuwenden, dass an die Stelle des letzten Tags des Monats
Februar 2022 der 31. August 2022 tritt*.

In § 36 Absatz 1 werden hinter ,,der 31. August 2021 tritt* die Worter ,,und in den Féllen des Absatzes
2 Satz 2 an die Stelle des 31. Juli des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres
der 1. Januar des dritten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres tritt* eingefugt.

In § 36 Absatz 2 werden hinter ,,fiir den Besteuerungszeitraum 2019 am 1. Oktober 2021* die Worter
,,.und fuir den Besteuerungszeitraum 2020 am 1. Oktober 2022* eingefigt.

Es wird ein neuer § 36 Absatz 3 eingefligt: ,,8 152 Abs. 2 Nr. 1 der Abgabenordnung in der am ... [ein-
setzen: Tag nach der Verkindung des vorliegenden Gesetzes] geltenden Fassung ist fir den Besteue-
rungszeitraum 2019 und den Besteuerungszeitraum 2020 fiir die Falle des § 149 Abs. 3 AO mit der Mal3-
gabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zahl 14 die Zahl 20 tritt.**

Begriindung:

»Im Zuge der Corona-Pandemie arbeiten die steuerberatenden Berufe mit der Antragvorbereitung und -stellung
flr Kurzarbeitergeld, Uberbriickungshilfen und Novemberhilfen am Rande der Belastungsgrenze. In der Folge
konnen die Abgabefristen fiir Steuererklarungen unter Mitwirkung steuerberatender Berufe nicht eingehalten

werden.

Die Frist fiir die Abgabe der Steuererklarungen sollte angesichts der noch Monate andauernden Krise auch fir
den Veranlagungszeitraum 2020 verlangert werden. Eine Fristverlangerung ohne die Verspatungszuschlage aus-
zusetzen, ergibt keinen Sinn.

Dartiber hinaus sind nicht nur die Abgabefristen fiir gewerbliche Steuererkléarungen des § 149 Abs. 3 AO zu ver-
langern, sondern auch die der land- und forstwirtschaftlichen Steuererklérungen des § 149 Abs. 3 a.E. in Verbin-
dung mit 8 149 Abs. 2 Satz 2 AO. Andernfalls wiirde die Verlangerung ihren Zweck verfehlen.**

Voten der Fraktionen

Zustimmung:  AfD, FDP
Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE., B90/GR
Enthaltung: -

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN brachte einen Anderungsantrag zum Gesetzentwurf ein.

Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Verlangerung der Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht; Verlangerung des Anfechtungsschutzes fir pandemiebedingte Stundungen)

Anderung

»Wie Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(7)790 mit fol-
gender Fassung von Artikel 1, im Ubrigen unverandert:

1. Die bisherige Nummer 1 wird zu Nummer 1 Buchstabe a).
2. Nach Buchstabe a) neu wird folgender neuer Buchstabe b) angefiigt:

,b) Der § 1 Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen und wie folgt neu gefasst:
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,.War eine Antragstellung aus vom Schuldner nicht zu vertretenden tatsachlichen Griinden in-
nerhalb des Zeitraums nicht mdéglich, gilt Satz 1 auch fur Schuldner, die nach den Bedingungen
des staatlichen Hilfsprogramms in den Kreis der Antragsberechtigten fallen.***

3. Nach Buchstabe b) wird folgender neuer Buchstabe c) angefiigt:

,€) Der § 1 Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen und wie folgt neu gefasst:

,.Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht nach Satz 1 und Satz 2 gilt nur dann, wenn die
Fortfuhrung des Unternehmens nach dem 30. April 2021 nach den Umsténden Uberwiegend
wahrscheinlich ist. § 19 Abs. 2 Satz 1 der Insolvenzordnung und 8 4 gelten entsprechend.***

4. In Nummer 2 Buchstabe a) Doppelbuchstabe bb) werden nach den Wortern ,,Zahlungen auf Forde-
rungen‘ die Worter ,,,mit Ausnahme von Zahlungen auf gestundete Steuerverbindlichkeiten,* ein-
gefligt.”

Begriindung:
»Zul.:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
Zu2.:

Diein 8 1 Abs. 3 S. 2 jiingst kurzfristig eingefiihrte Erweiterung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht uber
Unternehmen, die bereits Antrége auf Hilfen gestellt haben, hinaus auf Unternehmen, die nach den Bedingungen
des staatlichen Hilfsprogramms in den Kreis der Antragsberechtigten fallen, aber an der Antragstellung gehin-
dert waren, fiihrt zu einer weiteren Rechtsunsicherheit fir Glaubiger, Schuldner und Insolvenzverwalter. Anlass
waren die erheblichen Probleme der Bundesregierung, die technischen Voraussetzungen fiir die Antragstellung
zeitnah bereit zu stellen und spét identifizierte beihilferechtliche Risiken flr die Hilfsprogramme. Es muss so weit
wie moglich verhindert werden, dass die aus diesen Versaumnissen entstehenden Risiken von den betroffenen
Unternehmen, ihren Geschaftsfiihrungen und ihren Glaubigern getragen werden. Die bisherige Formulierung
erweitert aber den Kreis der von der Insolvenzantragspflicht ausgenommenen Schuldner mit zu weiten Kriterien
und muss daher klarer gefasst werden.

Das Beihilferecht wendet sich an die Mitgliedstaaten und ist von diesen bei der Gestaltung ihrer Hilfsprogramme
zu beachten, nicht jedoch von den Unternehmen, die Hilfsprogramme in Anspruch nehmen. Daraus kann sich
also fir den Schuldner kein rechtliches Hindernis flr die Antragstellung ergeben. Andere rechtliche Hinderungs-
grunde, die eine Aussetzung der Antragspflicht erforderlich machen, sind nicht ersichtlich. Um die mit dem Ver-
weis auf nicht ndher bestimmte rechtliche Hinderungsgriinde verbundene Unsicherheit zu beseitigen, sind diese
rechtlichen Hinderungsgriinde als Rechtfertigung einer unterbliebenen Antragstellung zu streichen.

Im Hinblick auf technische Hindernisse ist klar zu stellen, dass nur solche technischen Hindernisse den Verzicht
auf einen Insolvenzantrag rechtfertigen kdnnen, die der Schuldner nicht zu vertreten hat. Die von dritten Perso-
nen, die der Schuldner nach den Vorgaben der Hilfsprogramme zur Beantragung beiziehen muss, etwa Steuerbe-
raterinnen oder Wirtschaftsprifern zu vertretenden Hindernisse sind ihm dabei nicht zuzurechnen. Mit dieser
Klarstellung wird verdeutlicht, dass nicht auch Hindernisse bei der Antragstellung, die der Schuldner selbst zu
vertreten hat, die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags in Frage stellen. Da der Zeitpunkt, zu dem Antrag-
stellungen fur die unterschiedlichen Hilfsprogramme maoglich sind, in der Regel 6ffentlich bekannt gemacht wird,
konnen so Glaubiger besser einschatzen, ab wann eine Insolvenzantragspflicht bei fehlender Antragstellung wie-
der auflebt. Eine Ausdehnung auf der engsten, von auf3en nicht einsehbaren Sphére des Schuldners entstammende
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Hindernisse wirde hingegen die Abschatzung der Risiken fiir Glaubiger zusatzlich und ungerechtfertigt erschwe-
ren.

Zu 3.:

Die bisher geltende Regelung, dass die Stellung eines Insolvenzantrags notwendig ist, ,,wenn offensichtlich keine
Aussicht auf Erlangung der Hilfeleistung besteht oder die erlangbare Hilfeleistung flr die Beseitigung der Insol-
venzreife unzureichend ist, verursacht Rechtsunsicherheit und bedarf der Konkretisierung. Die Offensichtlich-
keit stellt dabei einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, die durch das im Insolvenzrecht bereits bestehende Krite-
rium der positiven Fortbestehensprognose ersetzt werden soll.

Zu4.:

Die vorgesehene Regelung soll fuir alle Glaubiger Anreize setzen, Giber Stundungen die akuten Liquiditétsengpasse
der aufgrund der Corona-Pandemie von Zahlungsunféhigkeit betroffenen Unternehmen zu mindern, bis diese
durch die Auszahlung von steuerfinanzierten Hilfen beseitigt werden kénnen. Es wére nicht angemessen, die Ge-
meinschaft der Beitragszahler der Sozialkassen ausnahmsweise mit einem gegentber anderen Glaubiger erhoh-
ten, angesichts der Hohe der gestundeten Forderungen erheblichen Ausfallrisiko zu belasten. Daher sind auch
Zahlungen auf gestundete Forderungen der Sozialkassen in den Anfechtungsschutz einzubeziehen.

Dies gilt jedoch nicht flr den Fiskus im engeren Sinn. Der Steuerfiskus ist in deutlich groRerem Umfang in der
Lage, Forderungen zu stunden als private Glaubiger. Wiirden auch Zahlungen auf gestundete Steuerforderungen
von der Anfechtbarkeit ausgenommen, wiirde sich der Steuerfiskus gegentiber anderen Glaubigern wie Lieferan-
ten einen Vorteil verschaffen und die Insolvenzmasse zu seinen Gunsten verkleinern. Das Insolvenzrisiko der
privaten Glaubiger wiirde damit zugunsten des Fiskus erhéht. Kommt es jedoch zu einer Insolvenz im Rahmen
des durch das COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz erfassten Anwendungsbereichs, realisieren sich nicht die
ublichen 6konomischen Risiken privater Glaubiger, sondern die die gesamte Gesellschaft treffenden und von ihr
solidarisch zu tragenden wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie. Daher sind Zahlungen auf gestundete
Steuerforderungen der Anfechtbarkeit zu unterwerfen.*

Voten der Fraktionen

Zustimmung:  FDP, B90/GR
Ablehnung: CDU/CSU, SPD
Enthaltung: AfD, DIE LINKE.

Vom Ausschuss abgelehnter EntschlieBungsantrag

Die Fraktion der FDP brachte einen EntschlieSungsantrag zum Gesetzentwurf ein.

EntschlieRungsantrag der Fraktion der FDP (Offenlegungspflicht nach § 325 HGB)

,»In die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zum Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache
19/25795 ist folgende AusschussentschlieBung aufzunehmen:

Der Bundestag wolle beschlieRen:

die Frist des § 325 Abs. 1a HGB fiir das Kalenderjahr 2019 auf 18 Monate zu verlangern.*
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Begriindung:

,»Die Erleichterung im Ordnungsgeldverfahren vor dem 1. Marz 2021 ist nicht ausreichend, um die Belastung der
steuerpflichtigen Unternehmen und ihrer Steuerberater effektiv zu mindern. Denn die Unternehmer werden durch
diese Erleichterung nicht von der Verpflichtung zur Offenlegung der Jahresabschliisse innerhalb der Jahresfrist
des § 325 abs. 1a HGB befreit.

Um eine wirkliche Entlastung flr die Steuerberater zu erreichen, die mit einer Vielzahl an Antragen fur Corona-
Hilfen und Kurzarbeitergeld sowie die Abgabe der Steuererklarungen ausgelastet sind, ist einzig eine Fristver-
langerung ein angemessenes Mittel.

Voten der Fraktionen

Zustimmung:  AfD, FDP

Ablehnung: CDU/CSU, SPD, DIE LINKE.
Enthaltung: B90/GR

B. Besonderer Teil

Zur Anderung der Uberschrift des Gesetzes
Die Neufassung der Uberschrift erfolgt aufgrund der vorgesehenen Erganzungen.

Zu Artikel 1-neu- Anderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (8 1 COVInsAG)

Infolge der jlingsten behdrdlichen MalRnahmen in Reaktion auf die Zunahme des Infektionsgeschehens ist es seit
November 2020 wieder zu erheblichen Beeintrachtigungen des Wirtschaftsverkehrs und in der Folge zu Umsatz-
einbriichen in den hiervon besonders betroffenen Unternehmensbranchen gekommen. Diese MaRnahmen sind im
Dezember 2020 und Januar 2021 nochmals ausgeweitet und verlangert worden. In Reaktion hierauf ist das Ange-
bot staatlicher Hilfeleistungen kontinuierlich ausgebaut und angepasst worden (insb. sog. ,,November- und De-
zemberhilfen®, ,,November- und Dezemberhilfe Plus®, ,,November- und Dezemberhilfe Extra“, ,,Uberbriickungs-
hilfe 111*). Die Bearbeitung der Antrage auf die Gewahrung der beantragten Hilfen nimmt angesichts der Fiille
der Antrage und der verfahrenstechnischen und beihilferechtlichen Voraussetzungen der Hilfsprogramme Zeit in
Anspruch, so dass eine vollstdndige Auszahlung der staatlichen Hilfeleistung nicht unmittelbar méglich ist. Die
Antragspflicht soll deshalb bis zum 30. April 2021 fur Unternehmen ausgesetzt werden, die staatliche Hilfeleis-
tungen aus den zur Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-19 Pandemie aufgelegten Hilfsprogram-
men erwarten kdnnen. VVoraussetzung ist grundsatzlich, dass die Antrdge im Zeitraum vom 1. November 2020 bis
zum 28. Februar 2021 gestellt sind. Soweit in diesem Zeitraum aus rechtlichen, insbesondere beihilferechtlichen
oder tatséchlichen, insbesondere IT-technischen Griinden noch keine Antrage gestellt werden konnten, soll die
Insolvenzantragspflicht auch fir Unternehmen ausgesetzt werden, welche nach den Bedingungen des Programms
in den Kreis der Antragsberechtigten fallen. Ausgenommen bleiben dem Zweck der Regelung entsprechend sol-
che Félle, in denen offensichtlich keine Aussicht auf die Gewahrung der Hilfe besteht oder in denen die Auszah-
lung nichts an der Insolvenzreife andern konnte.

Zu Nummer 2 (8 2 COVInsAG)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 4 Satz 2)

Es handelt sich um Folgednderungen zu Doppelbuchstabe bb. Mit der Einfligung einer gesonderten Regelung fiir
Stundungen und anderen Zahlungserleichterungen in § 2 Absatz 1 Nummer 5 COVInsAG entféllt die bisherige
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Regelung zur Gewahrung von Zahlungserleichterungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Buchstabe e COVIn-
SAG.

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 5 —neu-)

Nach § 2 Absatz 1 Nummer 5 COVInsAG gelten die bis zum 31. Mérz 2022 geleisteten Zahlungen auf Forderun-
gen aufgrund von Stundungen, die bis zum 28. Februar 2021 gewahrt worden sind, als nicht gldubigerbenachtei-
ligend, soweit gegentiber dem Schuldner ein Insolvenzverfahren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Regelung
noch nicht eroffnet worden ist. Mit einer Stundung geht regelméRig auch eine ratierliche Zahlungsvereinbarung
einher, die (ber einen langeren Zeitraum gewahrt wird und ebenfalls von der Regelung umfasst wird.

Zahlungserleichterungen werden im Aussetzungszeitraum bereits unter der geltenden Fassung geméaR 8 2 Absatz
1 Nummer 4 Buchstabe e COVInsAG privilegiert (BT-Drucksache 19/18110, S. 24). Die geltende Fassung lie3
aber die Frage unbeantwortet, ob die gemal der Zahlungserleichterung erfolgende Leistung des Schuldners an
seinen Glaubiger auch dann privilegiert ist, wenn diese Leistung nach Ablauf des Aussetzungszeitraums erfolgt.
Dies wird in der Literatur zwar angenommen (bejahend zuletzt P&Rler/Scholz, ZIP 2020, 1633, 1640), ist aber
angesichts des Fehlens einer 8 2 Absatz 1 Nummer 2 COVInsAG entsprechenden Regelung zweifelhaft und um-
stritten (verneinend z. B. Thole, ZIP 2020, 650 (655)). Die Zuordnung der Stundungen im Sinne der bisherigen
Nummer 4 Satz 2 Buchstabe e zu einer neuen Nummer 5 stellt klar, dass Leistungen in Erftllung von Stundungs-
vereinbarungen bis zum 31. Mérz 2022 vor einer Insolvenzanfechtung geschiitzt sind. Denn es ist davon auszu-
gehen, dass viele Glaubiger in der COVID-19-Pandemie ihren Schuldnern Stundungen einschlieflich Ratenzah-
lungen gewéhrt haben, um sie dabei zu unterstiitzen, die COVID-19-Pandemie wirtschaftlich zu iberstehen.

Soweit die Neuregelung dabei auch Stundungsvereinbarungen erfasst, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Regelung gewahrt worden sind, beseitigt sie die derzeit bestehende Unsicherheit tiber die Reichweite des
Anfechtungsschutzes zugunsten der Kreditgeber. Insoweit ist sie mit Rickwirkungen verbunden. Denn sie
schlief3t die unter dem bisherigen Recht nicht auszuschlieRende Moglichkeit aus, dass aufgrund der Zahlungser-
leichterung eine latente Anfechtungslage bestand. Betroffen von dieser Riickwirkung sind die Glaubiger kiinftiger
Verfahren, zu deren Gunsten die Anfechtungsanspriiche moglicherweise hatten realisiert werden kénnen. Da An-
fechtungsanspriiche indessen erst mit der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens entstehen, handelt es sich um eine
Einwirkung fur die Zukunft auf einen noch nicht abgeschlossenen Sachverhalt und damit um eine unechte Riick-
wirkung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 30.06.2020 — 1 BvR 1679/17, 1 BvR 2190/17, Rn. 130 m. w. N.) Durch
die Begrenzung der Regelung in Nummer 5 auf Sachverhalte, zu denen im Zeitpunkt des Inkrafttretens noch kein
Insolvenzverfahren eréffnet worden ist, wird sichergestellt, dass nur solche noch nicht abgeschlossenen Sachver-
halte von der Regelung erfasst werden.

Normen mit unechter Riickwirkung sind verfassungsrechtlich grundsétzlich zul&ssig. Allerdings kénnen sich aus
dem VerhéltnismaRigkeitsprinzip Grenzen der Zulassigkeit ergeben. Diese Grenzen sind erst tiberschritten, wenn
die vom Gesetzgeber angeordnete unechte Riickwirkung zur Erreichung des Gesetzeszwecks nicht geeignet oder
erforderlich ist oder wenn die Bestandsinteressen der Betroffenen die Anderungsgriinde des Gesetzgebers (iber-
wiegen. Ist danach im konkreten Fall fur die VerfassungsméalRigkeit einer ansonsten gerechtfertigten unechten
Rickwirkung entscheidend, ob die Bestandsinteressen der Betroffenen die VVerdnderungsgriinde des Gesetzgebers
Uberwiegen, sind das Vertrauen der Einzelnen auf die Fortgeltung der Rechtslage und die gerade mit der Riick-
wirkung verfolgten Interessen der Allgemeinheit abzuwégen. Dafiir kommt es auf der einen Seite darauf an, in
welchem Male das Vertrauen in den Fortbestand des alten Rechts schutzwiirdig ist und wie schwer das Interesse
der Betroffenen am Fortbestand des alten Rechts wiegt. Auf der anderen Seite entscheidet das Gewicht des Inte-
resses der Allgemeinheit an der unecht riickwirkenden Anderung des Rechts. Je schutzwiirdiger das durch die
Ruckwirkung enttduschte Vertrauen und je gewichtiger das Bestandsinteresse der Betroffenen ist, desto eher (iber-
wiegt dies das vom Gesetzgeber verfolgte Interesse der Allgemeinheit an einer unecht riickwirkenden Anderung
des Rechts. Fir die Gewichtung der Griinde des Gesetzgebers bleibt aber von Bedeutung, dass Normen mit un-
echter Riickwirkung grundsétzlich zul&ssig sind, gerade weil der Gesetzgeber einen weiten Spielraum bendtigt,
um in demokratischer Verantwortung seinen Gemeinwohlverpflichtungen gerecht werden zu kénnen (BVerfG,
Beschluss vom 30.06.2020 — 1 BvR 1679/17, 1 BvR 2190/17, Rn. 131 f. m. w. N.).

Das Ziel der Neuregelung besteht darin, Glaubiger, die einem infolge der COVID-19-Pandemie in wirtschaftliche
Not geratenen Schuldner durch eine Stundung entgegengekommen sind und damit einen Beitrag dazu geleistet
haben, die aufgrund der staatlichen Hilfsprogramme bestehenden Sanierungsaussichten nicht zu vereiteln, nicht
gerade wegen der Zahlungserleichterung einem erhéhten Anfechtungsrisiko auszusetzen. Auf der anderen Seite
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ist nicht ersichtlich, dass die tbrigen Glaubiger im Vertrauen auf eine mogliche Auslegung der bisherigen Rege-
lung, die einen geringeren Anfechtungsschutz zur Folge hatte, schutzwiirdige Dispositionen getroffen hétten. VVon
wirtschaftlichen Dispositionen, die im Vertrauen auf die bisherige Gesetzesfassung getroffen worden sein kénn-
ten, ist im Gegenteil nur auf Seiten des Schuldners und des die Zahlungserleichterung gewéhrenden Glaubigers
in Gestalt der Vereinbarung der Zahlungserleichterung auszugehen. Fiir diese Beteiligten fiihrt die Regelung des
§ 2 Absatz 1 Nummer 5 COVInsAG aber ausschlieBlich zu einer Erleichterung in Form einer rechtssicheren
Klarstellung des Bestehens eines Anfechtungsschutzes. Zudem ist ein schutzwiirdiges Vertrauen der dbrigen In-
solvenzglaubiger auf eine Anfechtbarkeit der von der Klarstellung betroffenen Kreditriickzahlungen auch deshalb
nicht anzunehmen, weil die bisherige Rechtslage zweifelhaft und umstritten war.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Buchstabe a. Dadurch wird fiir § 2 Absatz 1 Nummer 5 COVInsAG
wie zuvor fur den bisherigen § 2 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 Buchstabe e COVInsAG eine entsprechende Anwen-
dung des Absatzes 1 geregelt. Damit gilt die Regelung auch fur Schuldner, die aufgrund ihrer Rechtsform nicht
der Insolvenzantragspflicht unterliegen, jedoch den gleichen wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie ausgesetzt sind.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 5)

Durch die Neufassung des 8 2 Absatz 5 COVInsAG wird berticksichtigt, dass durch das Gesetz zur Fortentwick-
lung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (Sanierungs- und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz — SaninsFoG)
vom 22. Dezember 2020 (BGBI. I S. 3256) seit dem 1. Januar 2021 an die Stelle der in § 2 Absatz 1 Nummer 1
COVInsAG in Bezug genommenen Regelungen die Regelung des § 15b Insolvenzordnung (InsO) getreten ist.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung)
Zu § 36 —neu —Absatz 1 Halbsatz 1

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Verlangerung der Steuererklarungsfrist in beratenen Fallen (vgl. § 149 Ab-
satz 3 AO) bis zum 31. August 2021 wird im Grundsatz auch auf beratene Land- und Forstwirte erstreckt, die
ihren Gewinn nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln (§ 149 Absatz 2 Satz 2 AO).
In diesen Fallen wird die Erklarungsfrist allerdings nur um fiinf Monate verléngert.

8 36 — neu— Absatz 2 Satz 2 —neu -

Auf Grund der funfmonatigen Verlangerung der Erklarungsfrist nach dem ergénzten Absatz 1 wird auch die 23-
monatige zinsfreie Karenzzeit des § 233a Absatz 2 Satz 2 AO fiir den Besteuerungszeitraum 2019 um fiinf Mo-
nate verlangert. Dies betrifft gleichermalien Erstattungs- wie Nachzahlungszinsen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Das Gesetz soll wie bisher am Tag nach der Verkiindung in Kraft treten, wird aber nunmehr in den Absatzen 2
und 3 um spezielle Inkrafttretensvorschriften erweitert.

Zu Absatz 2 —neu—

Aufgrund der besonderen Eilbediirftigkeit soll die Anderung von § 1 Absatz 3 Satz 1 COVInsAG schnellstmdg-
lich in Kraft treten. Daher (und um Schutzliicken zu vermeiden) ist als Termin der 1. Februar 2021 vorgesehen.
Soweit dieser Termin vor der Verkiindung dieses Gesetzes liegt, bedeutet die Regelung ein riickwirkendes In-
krafttreten. Die riickwirkende Aussetzung der Insolvenzantragspflicht ist zulassig. Mit Blick auf die Strafbeweh-
rung der Insolvenzantragspflicht bedeutet sie, dass derjenige, der die nach § 15a InsO an sich bestehende Insol-
venzantragspflicht nicht befolgt, unter den in diesem Gesetz geregelten Voraussetzungen straffrei bleibt. Es han-
delt sich mithin um eine Rickwirkung zugunsten der Taterin oder des Taters. Dementsprechend ist das Riickwir-
kungsverbot des Artikels 103 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht betroffen. Auch im Ubrigen tragt die Rickwir-
kung in ihrer konkreten Ausgestaltung den Interessen der Betroffenen hinreichend Rechnung. Sie ist unter den
Bedingungen der COVID-19-Pandemie eine erforderliche und verhaltnisméRige Vorkehrung, die den Interessen
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der Beteiligten angemessen Rechnung trégt. Die Insolvenzantragspflicht wird nicht vollstdndig ausgesetzt, son-
dern allein unter der engen Voraussetzung, dass Aussicht auf staatliche Hilfeleistung und eine Insolvenzabwen-
dung durch diese besteht. Daher werden insbesondere den Glaubigern, die im Ubrigen auch weiterhin einen In-
solvenzantrag stellen kdnnen, keine bermaRigen Risiken aufgebiirdet. Soweit es um die Aussetzung der Zah-
lungsverbote geht, beschrankt diese zwar Haftungsanspriiche gegen Geschaftsleiter und greift somit in Vermo-
genswerte und daher dem Schutz des Artikels 14 des Grundgesetzes unterfallende Rechte ein. Ahnliches gilt fiir
die Einschrankungen der Anfechtungsmdglichkeiten, die in einer nachfolgenden Insolvenz die den Insolvenzgléu-
bigerinnen und Insolvenzglaubigern zur Verfiigung stehende Masse verringern. Es ist in der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts aber anerkannt, dass auch eine echte Rickwirkung ausnahmsweise zuldssig ist, wenn
Uberragende Belange des Gemeinwohls, die dem Prinzip der Rechtssicherheit vorgehen, einen riickwirkenden
Grundrechtseingriff erfordern (Beschluss vom 17.12.2013 — 1 BvL 5/08, BVerfGE 135, 1, Rn. 65 m. w. N.).
Angesichts der auBergewdhnlichen Umstéande mit dem bundesweiten Verbot aller gréReren Veranstaltungen, teil-
weisen GrenzschlieRungen, der SchlieBung von Unternehmen bestimmter Branchen, von Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen droht eine Welle von Insolvenzen in einem nie dagewesenen Umfang. Um dies zu verhin-
dern, hat die Bundesregierung umfangreiche 6ffentliche Hilfen zugesichert, die aber nur dann ihre volle Wirk-
samkeit entfalten kdnnen, wenn an sich aussichtsreiche Sanierungen nicht durch Zahlungsverbote vereitelt werden
und wenn auch Kreditgeberinnen und Kreditgeber sowie Vertragspartnerinnen und Vertragspartner bereit sind,
Sanierungen zu unterstltzen.

Des Weiteren wird das AulRerkrafttreten der Regelung Uber die voriibergehende Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht und der Zahlungsverbote bei einer durch die COVID-19-Pandemie bedingten Insolvenz bestimmt.

Zu Absatz 3 —neu—

Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft, da der in Bezug genommene §
15b InsO seinerseits zum 1. Januar 2021 in Kraft getreten ist.

Berlin, den 27. Januar 2021

Sebastian Brehm Michael Schrodi
Berichterstatter Berichterstatter



	Zur Änderung der Überschrift des Gesetzes
	Zu Artikel 1-neu- Änderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes)
	Zu Artikel 2 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung)
	Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)



